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Fristen und Termine 

Steuerzahlungstermine im Mai  

 Fällig-

keit 

Zahlungsfrist bei 

Überweisung  

Lohn- /Kirchensteuer  10.05.  15.05.  

Umsatzsteuer  10.05.  15.05.  

Gewerbesteuer 15.05. 18.05. 

Grundsteuer 15.05. 18.05. 

 
 

Zahlungstermine für Sozialversicherungsbeiträge 

 Fällig-

keit 

Für Mai 26.05.  
 
 

Aktuelle Hinweise  

Unternehmenszuordnung bis 31.05.2017 vornehmen! 

Für privat und unternehmerisch genutzte Objekte haben Unternehmer die Möglichkeit, bei deren 
Anschaffung den vollen Vorsteuerabzug geltend zu machen und für die spätere private Nutzung ei-
ne unentgeltliche Wertabgabe der Umsatzsteuer zu unterwerfen. So kann sich der Unternehmer bei 
der Anschaffung eines solchen gemischt genutzten Objektes einen Liquidationsvorteil verschaffen. 
Damit der Unternehmer den Vorsteuerabzug geltend machen kann, muss er das gemischt genutzte 
Objekt bis zum 31.05. des Folgejahres der Anschaffung seinem Unternehmensvermögen zuordnen. 
Wird dieser Termin versäumt, kann kein Vorsteuerabzug geltend gemacht werden. Die Zuordnung 
kann auch dadurch getroffen werden, dass der volle oder teilweise Vorsteuerabzug geltend ge-
macht wird. Unternehmer, die nur eine Umsatzsteuerjahreserklärung einzureichen haben, müssen 
diese dann spätestens bis zum 31.05. einreichen oder dem Finanzamt die Unternehmenszuordnung 
formlos mitteilen.  
 
 
Hinweis: 
Haben Sie ein gemischt genutztes Wirtschaftsgut in 2016 angeschafft, für das Sie den vollen Vor-
steuerabzug begehren, so informieren Sie uns umgehend, damit wir Ihre Zuordnungsentscheidung 
dem Finanzamt bis zum 31. Mai 2017 mitteilen können, sofern noch keine Zuordnung, beispielswei-
se im Rahmen einer Umsatzsteuervoranmeldung, getroffen wurde.   
 
 

31. Mai: Nachweispflicht für einbringungsgeborene Anteile! 

Bringt ein Steuerpflichtiger einen Betrieb, Teilbetrieb, Mitunternehmernanteil oder einen Anteil an 
einer Kapitalgesellschaft in eine Kapitalgesellschaft ein und erhält er hierfür Anteile an der aufneh-
menden Kapitalgesellschaft, so kann die aufnehmende Gesellschaft das eingebrachte Vermögen 
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auf Antrag mit den Buchwerten oder einem Zwischenwert ansetzen. So kann vermieden werden, 
dass der Einbringende stille Reserven aufdecken und versteuern muss.  
Werden die Anteile, die der Steuerpflichtige aufgrund seiner Einbringung erhalten hat (sog. einbrin-
gungsgeborene Anteile) von diesem innerhalb von sieben Jahren nach dem Einbringungszeitpunkt 
veräußert, ist der Gewinn aus der Einbringung rückwirkend im Wirtschaftsjahr der Einbringung als 
Veräußerungsgewinn zu versteuern, d.h. es müssen rückwirkend die stillen Reserven aufgedeckt 
werden. Der Gewinn vermindert sich um jeweils ein Siebtel für jedes seit dem Einbringungszeit-
punkt abgelaufene Zeitjahr. Gleiches gilt, wenn der Steuerpflichtige Anteile an einer Kapitalgesell-
schaft in die (neue) Kapitalgesellschaft einge-bracht hat und diese die Anteile innerhalb von 7 Jah-
ren veräußert.  
Durch diese Regelungen soll verhindert werden, dass die teilweise Steuerbefreiung für Veräuße-
rungsgewinne aus der Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften in systemwidriger Weise 
auf nicht privilegiertes Vermögen durch eine zuvor erfolgte Buchwerteinbringung ausgeweitet wird. 
Der Steuerpflichtige muss daher jährlich nachweisen, wem die einbringungsgeborenen Anteile zu-
zurechnen sind, d.h. dass er diese nicht veräußert oder in schädlicher Weise an einen neuen 
Rechtsträger übertragen hat. Kommt er dieser Nachweispflicht nicht nach, gelten die Anteile als 
veräußert.  
Der Nachweis muss jährlich bis zum 31.05.  erbracht werden. 
 
Hinweis:  
Sollte gegenüber dem Finanzamt ein entsprechender Nachweis in diesem Jahr noch nicht erbracht 
worden sein, so ist dieser schnellstmöglich nachzuholen, da die Frist Ende des Monates ausläuft. 
Ein Verstreichenlassen der Frist kann zu einer erheblichen steuerlichen Belastung führen.  
 
 

Neue Erklärungspflichten für den Agrardieselantrag und andere 

staatliche Beihilfen 

Aufgrund von Vorgaben der EU müssen Bezieher von staatlichen Beihilfen neue Erklärungspflichten 
und die hiermit verbundenen Fristen beachten. Dies betrifft u.a. Betriebe, die die Agrardieselsteuer-
erstattung in Anspruch nehmen, aber auch Betreiber von Biogasanlagen hinsichtlich der Stromsteu-
erbefreiung.   
Für das Verbrauchsjahr 2016 muss erstmals ein neuer Vordruck 1139 „Selbsterklärung zur staatli-
chen Beihilfen“ beim Hauptzollamt abgeben werden. Die Selbsterklärung ist eine zwingende An-
tragsvoraussetzung für die Gewährung einer, als staatliche Beihilfe geltenden, energiesteuerrechtli-
chen Steuerermäßigung, wie der Agrardieselsteuererstattung. Wird die Selbsterklärung nicht einge-
reicht, werden die Anträge auf Beihilfe abgelehnt und bereits ausgezahlte Beihilfen müssen zurück-
gezahlt werden. Die Selbsterklärung muss bis zur Abgabefrist des Agrardieselantrages zum 
30.09.17, dem Hauptzollamt vorliegen. Hierbei handelt es sich um eine Ausschlussfrist. Bei verspä-
teter Abgabe des Antrages und der Selbsterklärung bei der zuständigen Behörde – für Hessen ist 
das das Hauptzollamt Dresden, Standort Löbau – wird der Antrag abgelehnt. 
Neben der Selbsterklärung muss erstmals für 2016 eine „Erklärung über die im vorangegangenen 
Kalenderjahr erhaltenen Beihilfen“ bzw. ein Befreiungsantrag von dieser Erklärungspflicht nach dem 
Vordruck 1462 bzw. 1463 eingereicht werden. Die nachträgliche Anzeige und Erklärung über erhal-
tene Beihilfen, bzw. der Befreiungsantrag von der Erklärungspflicht müssen bis zum 30.06.17 einge-
reicht werden. Den Befreiungsantrag können Betriebe stellen, die je Kalenderjahr weniger als 
150.000 € Agrardieselsteuererstattung erhalten. Die Befreiung gilt für 3 Kalenderjahre. Ein neuer 
Antrag muss dann wieder in 2020 gestellt werden. 
 
Hinweis: 
Die für die Erklärungspflicht benötigten Vordrucke können Sie auf der Internetseite der Zollverwal-
tung (www.zoll.de) herunterladen.    
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Zuwegung zu einer Windenergieanlage  

Bei einer Windkraft-GmbH & Co. KG qualifizierte das Finanzamt die Zuwegung als unbewegliches 
Wirtschaftsgut mit der Folge, dass auf die Zuwegung nur die lineare AfA Anwendung finden konnte. 
Hiergegen klagte die GmbH & Co. KG und begehrte, die Zuwegung als Betriebsvorrichtung zu qua-
lifizieren.  
Das Finanzgericht Mecklenburg-Vorpommern wies die Klage ab. Das Finanzamt habe die Zuwe-
gung zu Recht als unbewegliches Wirtschaftsgut qualifiziert. Für die Annahme einer Betriebsvorrich-
tung müsste die Zuwegung einen Bezug zum Betrieb der Windenergieanlage wie eine Maschine 
haben. Davon konnte laut Finanzgericht im vorliegenden Fall nicht ausgegangen werden. Auch 
dass die Zuwegung besonders tragfest gebaut wurde, könne zu keinem anderen Ergebnis führen, 
schließlich könne eine Nutzung der Zuwegung durch Landwirte oder normalen Verkehr nicht ausge-
schlossen werden. Darüber hinaus sah es das Finanzgericht im vorliegenden Fall als entscheidend 
an, dass der Weg innerhalb eines Eignungsraums für Windenergieanlagen lag. Dies habe zur Fol-
ge, dass der Weg auch nach einer eventuellen Beseitigung der Windenergieanlage nicht wertlos 
werde, da eine andere Anlage am gleichen Standort oder in der Nähe errichtet werden könne, für 
die die Wegeanlage nutzbar wäre.  
Hinweis: 
Die Revision ist zugelassen, da die Frage, ob und gegebenenfalls unter welchen Voraussetzungen 
Zuwegungen zu Windenergieanlagen als bewegliches Wirtschaftsgut qualifiziert werden können, in 
der Rechtsprechung des BFH nicht geklärt ist. 
Quelle: FG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil vom 8. Dezember 2016, 2 K 464/14, NWB DokNr. NAAAG 39797 

 
 
 

Entschädigungen für ehrenamtliche Richterinnen und Richter  

Ein nichtselbstständiger Steuerberater und Wirtschaftsprüfer war zusätzlich als ehrenamtlicher 
Richter tätig. Er erhielt für seine Tätigkeit eine Entschädigung für Verdienstausfall in Höhe von 
2.320 €. Darüber hinaus erhielt er eine Entschädigung für Zeitversäumnis in Höhe von 565 € sowie 
eine Erstattung von verauslagten Fahrtkosten und Parkgebühren.   
Für die erstatteten Fahrtkosten und Parkgebühren gewährte das Finanzamt die Steuerfreiheit. Die 
übrigen Entschädigungen behandelte es als steuerpflichtige Einkünfte. Hiergegen klagte der Steu-
erpflichtige.  
Der BFH entschied den Sachverhalt nun wie folgt: Die Entschädigung für Verdienstausfall stellt eine 
steuerbare Einnahme dar. Die gezahlte Entschädigung tritt an die Stelle der entfallenen Einnahmen 
aus nichtselbst-ständiger Arbeit. Sie wird konkret für den – durch den Verdienstausfall – entstande-
nen Schaden gezahlt. Die Entschädigung ist daher den Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit 
zuzuordnen. Die Entschädigung für das Zeitversäumnis ist jedoch nicht steuerbar. Sie wird eben ge-
rade nicht wie die oben genannte Entschädigung konkret für einen Verdienstausfall gewährt. Auch 
eine Steuerbarkeit als sonstige Leistung kommt nicht in Betracht, da es im Rahmen der Tätigkeit als 
ehrenamtlicher Richter an einem wirtschaftlichen Leistungsaustausch fehlt.  
Indessen kommt eine Steuerbefreiung für die Verdienstausfallentschädigung nicht in Betracht. We-
der könne die Steuerbefreiung für die Aufwandsentschädigungen aus Bundes- und Landeskassen 
greifen, da es sich hierfür um Ersatz von Aufwendungen handeln müsse, die einen steuerlich ab-
ziehbaren Aufwand abgelten. Hierunter fielen z.B. ausgelegte Fahrtkosten und Parkgebühren, die 
dem Steuerpflichtigen erstattet würden. Dem Steuerpflichtigen könne auch die Übungsleiterpau-
schale nicht gewährt werden, da ein ehrenamtlicher Richter kein Übungsleiter sei. Gleiches gelte für 
die Ehrenamtspauschale, da dem Steuerpflichtigen bereits steuerfreier Aufwandsersatz aus einer 
Bundeskasse gezahlt werde.  
 
Hinweis:  
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Der BFH hat die Frage, wie die Aufwandsentschädigungen nach Justizvergütungs- 
und -entschädigungsgesetz zu behandeln sind nun also rechtssicher geklärt. Die Entschädigung für 
die Zeitversäumnis ist nicht steuerbar, Aufwandsentschädigungen für Reisekosten und sonstige 
Auslagen sind steuerfrei, die Verdienstausfallentschädigung ist steuerbar und steuerpflichtig. Sie ist 
bei der Einkunftsart zu erfassen, wo der Verdienstausfall letztlich eintritt.   
Quelle: BFH-Urteil vom 31. März.2017, IX R 10/16, NWB Dok-ID MAAG-40816 

 
 

Pauschalen für Bereitschaftsdienst sind lohnsteuerpflichtig  

Zuschläge, die für tatsächlich geleistete Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit neben dem Grund-
lohn an Arbeitnehmer ausbezahlt werden, sind lohnsteuerfrei, sofern bestimmte Beträge nicht über-
steigen.  
In einem aktuellen Urteil des BFH wurde nun deutlich, dass das tatsächliche Leisten der Arbeit für 
die Lohnsteuerfreiheit entscheidend ist. In einem Streitfall zahlte ein Krankenhaus seinen angestell-
ten Ärzten für Bereitschaftsdienste pauschale Zuschläge zum Grundlohn. Die Ärzte hatten laut Ar-
beitsvertrag eine durchschnittliche regelmäßige Arbeitszeit pro Woche zu leisten. Hierfür erhielten 
sie einen Grundlohn. Für den Bereitschaftsdienst, der zusätzlich zu leisten war, erhielten sie pro 
Werktag einen pauschalen Zuschlag und einen höheren pauschalen Zuschlag an Wochenenden 
und Feiertagen. Für diese täglichen Zuschläge wurde insoweit keine Lohnsteuer abgeführt, als sie 
auf Zeiten entfielen, für die eine lohnsteuerfreie Vergütung laut Gesetz möglich ist. Hierfür wurden 
die Pauschalen auf Stundensätze umgerechnet. So kam es, dass allen Ärzten, die Bereitschafts-
dienst geleistet haben, die pauschale Vergütung hierfür teilweise lohnsteuerfrei ausgezahlt wurde. 
Die Auszahlung erfolgte jedoch unabhängig davon, ob die Ärzte tatsächlich in ihrer Bereitschafts-
dienstzeit gearbeitet hatten. Und eben dies führt laut BFH zu voll lohnsteuerpflichtigem Arbeitslohn. 
Denn begünstigt seien nur Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit, die für tatsächlich 
geleistete Arbeit gezahlt würden. Die tatsächlich erbrachten Arbeitsstunden seien in Einzelaufstel-
lungen festzuhalten. Die Pauschalen für Bereitschaftsdienst hätten im Streitfall den Charakter einer 
generell erhöhten Entlohnung. Es läge kein begünstigter Zuschlag zum Lohn vor.  
Quelle: BFH-Urteil vom 29. November 2016, VI R 61/14, DStR 2017 S. 542. 

 
 

Verwarnungsgelder wegen Falschparkens kein Arbeitslohn 

Ein Unternehmen, das bundesweit im Paketzustelldienst tätig war, hatte den bei ihm beschäftigten 
Fahrern die Aufgabe übertragen, Pakete unmittelbar bei den Kunden des Paketzustelldienstes ab-
zuholen bzw. zuzustellen. Um eine möglichst schnelle Zustellung zu gewährleisten, parkten die 
Fahrer in unmittelbarer Nähe zu den Kunden. Insbesondere in Innenstädten war dies jedoch mit den 
zur Verfügung stehenden Parkmöglichkeiten nicht immer möglich. Die Firma hatte zwar in mehreren 
Städten kostenpflichtige Ausnahmebewilligungen beantragt, die den Fahrern ein kurzfristiges Halten 
zum Be- und Entladen in ansonsten nicht freigegebenen Bereichen wie Halteverbots- oder Fußgän-
gerzonen gestattete. Da solche Genehmigungen jedoch nicht von allen Städten erteilt wurden, wur-
de es zur Gewährleistung eines reibungslosen Betriebsablaufes und im Interesse der Kunden im 
Einzelfall hingenommen, dass die Fahrer ihre Fahrzeuge auch in Halteverbotsbereichen oder Fuß-
gängerzonen kurzfristig anhielten und hierfür Verwarnungsgelder festgesetzt wurden. Die Firma 
zahlte nur diese von ihren Arbeitnehmern verursachten Verwarnungsgelder und auch nur, soweit 
die Arbeitnehmer als Fahrer im Paketzustelldienst tätig sind. Verwarnungsgelder für andere Verstö-
ße gegen die Straßenverkehrsordnung (z.B. überhöhte Geschwindigkeit) mussten die Arbeitnehmer 
selbst tragen. Das Finanzamt war der Auffassung, die Übernahme der Verwarnungsgelder führe bei 
den Fahrern zu lohnsteuerpflichtigem Arbeitslohn.  
Das Finanzgericht Düsseldorf sah das anders und gab der Klage statt. Zunächst sei dabei zu klä-
ren, ob dem Arbeitnehmer überhaupt ein geldwerter Vorteil zugeflossen sei. Nur die Befreiung eines 
Arbeitnehmers von einer gegen ihn bestehenden Verbindlichkeit durch den Arbeitgeber führe zu ei-
nem geldwerten Vorteil bzw. zu einem unmittelbarem Zufluss von Arbeitslohn. Im Streitfall aber war 
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der Arbeitgeber als Fahrzeughalter Inhaltsadressat der Verwaltungsgeldfestsetzung und tilgte somit 
eine eigene Verbindlichkeit. 
Bei der Festsetzung eines Verwarnungsgeldes handele es sich um einen mitwirkungsbedürftigen 
Verwaltungsakt, der nur dann wirksam werde, wenn der Adressat einverstanden sei und das Ver-
warnungsgeld auch fristgerecht bezahle. Zwar käme das Unternehmen als Personengesellschaft 
per se nicht als Führer der betreffenden Fahrzeuge in Betracht, dies hindere aber nicht die Wirk-
samkeit der Festsetzung und den Eintritt der Bestandskraft, sofern keine Anfechtung erfolge. 
 
Hinweis:  
Das Finanzgericht hat einen Zufluss eines wie auch immer gearteten geldwerten Vorteils bei den 
Arbeitnehmern verneint, da nach seiner Auffassung keine Verbindlichkeit der Arbeitnehmer gegen-
über der Verwaltungsbehörde oder gegenüber dem Arbeitgeber in Gestalt eines Schadensersatz-
anspruchs bestand. Zudem konnte das Unternehmen ein ausschließlich eigenbetriebliches Interes-
se an der Zahlung der Verwarngelder im Hinblick auf die angebotenen 24 Stunden Zustellungen, 
aber auch im Hinblick auf die Gleichbehandlung ihrer Arbeitnehmer in Gebieten mit und ohne Aus-
nahmegenehmigungen darlegen.  
Das Unternehmen hatte bereits in 2004 vor dem BFH ein Urteil erstritten, nach dem auf die gezahl-
ten Verwarngelder keine Lohnsteuer abzuführen ist. Im Jahr 2013 wich der BFH aber von dieser 
Rechtsprechung ab. In dem damaligen Fall ging es um die Übernahme von Bußgeldern wegen 
Überschreitung der Lenk- und Ruhezeiten durch die angestellten Fahrer.  
Das Finanzgericht hat die Revision wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache zuge-
lassen. Diese wurde vom Finanzamt auch eingelegt wurde.  
Quelle: FG Düsseldorf, Urteil vom 4. November 2016, 1 K 2470/14 L, Revision eingelegt (Az. des BFH: VI R 1/17), EFG 2017 S. 315 

 
 

Arbeitnehmer 

1 %-Regelung in Zeiten der Fahruntüchtigkeit? 

Einem Steuerpflichtigen wurde von seinem Arbeitgeber ein Firmenwagen zur Verfügung gestellt, 
den er auch zu privaten Zwecken nutzen durfte. Der hierin liegende geldwerte Vorteil wurde für das 
Streitjahr 2014 zunächst nach der sog. 1 %-Methode mit 433 €/Monat versteuert. Im Rahmen seiner 
Einkommensteuerveranlagung 2014 begehrte er die Kürzung seines Arbeitslohnes um 2.165 € (5 
Monate à 433 €), da er den Firmenwagen für fünf Monate aufgrund einer Fahruntüchtigkeit infolge 
eines Hirnschlags nicht habe nutzen können und dürfen. Für die Zeit des Fahrverbotes dürfe keine 
Besteuerung erfolgen, da überhaupt kein Vorteil entstanden sei und mithin kein fiktiver Arbeitslohn 
vorliege. Nach der Vereinbarung mit seinem Arbeitgeber sei die Nutzung des Fahrzeugs bei nicht 
auszuschließender Fahruntüchtigkeit (durch Alkohol, Medikamente oder Krankheit) untersagt und 
das Fahrzeug dürfe auch nur in dringenden betrieblichen Fällen an Dritte überlassen werden. Tat-
sächlich sei das Fahrzeug auch nicht von Dritten genutzt worden. 
Das Finanzgericht gab der Klage im Wesentlichen statt. Für die Monate März bis Juni 2014 (4 Mo-
nate à 433 €) sei kein Nutzungsvorteil zu erfassen. Zwar sei es nach der neueren BFH-
Rechtsprechung für die Besteuerung des Nutzungsvorteils grundsätzlich unerheblich, ob der Arbeit-
nehmer den Beweis des ersten Anscheins für eine private Nutzung entkräften kann. Damit seien je-
doch nicht die Fälle gemeint, in denen „der Steuerpflichtige zur privaten Nutzung des betrieblichen 
Fahrzeugs nicht (länger) befugt ist”. Unter welchen Bedingungen und in welchem Umfang ein Ar-
beitnehmer befugt ist, einen Firmenwagen zu nutzen, richte sich nach den zwischen dem Arbeitge-
ber und dem Arbeitnehmer getroffenen Vereinbarungen. Bis zum Bestehen der erneuten Fahrprü-
fung nach der Erkrankung am 29. Juli 2014 habe eine Fahruntüchtigkeit nicht mit Sicherheit ausge-
schlossen werden können, mit der Folge, dass er den Firmenwagen nach der Vereinbarung mit sei-
nem Arbeitgeber bis dahin auch nicht habe nutzen dürfen - und zwar weder für berufliche noch für 
private Zwecke. Die Befugnis, den Wagen zu nutzen, sei vollständig entfallen. Auch Dritte seien zur 
privaten Nutzung nicht befugt gewesen und es sei nicht ersichtlich, dass eine vertragswidrige Nut-
zung stattgefunden habe. 
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Hinweis:  
Für die Monate Februar und Juli sei ein Nutzungsvorteil aber zu erfassen, weil der Steuerpflichtige 
den Firmenwagen bis zur Erkrankung am 23. Februar 2014 und ab Bestehen der Fahrprüfung am 
29. Juli 2014 uneingeschränkt nutzen konnte. Ein Nutzungsvorteil sei für jeden angefangen Kalen-
dermonat mit dem vollen Betrag von 1 % des Bruttolistenpreises zu erfassen. Eine zeitanteilige Auf-
teilung findet nach herrschender Auffassung nicht statt.  
Nach diesem Urteil dürfte nichts anderes für vergleichbare, die Fahrtüchtigkeit einschränkende Er-
krankungen (z.B. ein Gipsbein) gelten. Wenn das gewollt ist, ist es sicherlich sinnvoll, ein Privatnut-
zungsverbot in die entsprechenden arbeitsvertraglichen Regelungen aufzunehmen. 
Quelle: FG Düsseldorf, Urteil vom 24. Januar 2017, 10 K 1932/16 E, NWB Dok-ID: IAAAG-38578 

 
 

Vermietung und Verpachtung 
 

Realisation eines Veräußerungsverlusts bei Ratenzahlung 

Eine Grundstücksgemeinschaft erwarb in 1998 Miteigentumsanteile an Grundstücken für rund 
231.000 €. In 2007 wurden die Grundstücke verkauft, wobei auf diese Anteile ein Kaufpreis von 
125.000 € entfiel. Von dem vereinbarten Kaufpreis wurden 50.000 € auch in 2007 gezahlt. Die 
Restbeträge wurden in 2008 (9.000 €) und 2009 (66.000 €) beglichen. Dem anteiligen Kaufpreis von 
125.000 € stand ein Buchwert von 192.000 € (Anschaffungskosten abzgl. Abschreibungen von 
39.000 €) gegenüber, so dass sich der Gesamtverlust aus diesem Grundstücksgeschäft auf 
67.000 € belief. Die Grundstücksgemeinschaft ging davon aus, dass sich der Veräußerungsverlust 
für 2007 in Höhe des Buchwertes (192.000 €) abzüglich der erhaltenen Teilzahlung von 50.000 € 
ergebe und von daher mit 142.000 € zu berücksichtigen sei. Die in den Folgejahren 2008 und 2009 
vereinnahmten Kaufpreisraten würden demnach in diesen Jahren zu Veräußerungsgewinnen in 
Höhe der Zahlungen führen. Das Finanzamt vertrat dagegen die Auffassung, der Verlust sei erst im 
Jahr der letzten Rate verwirklicht worden und daher erst in 2009 mit 67.000 € zu berücksichtigen. 
Ebenso entschied das Finanzgericht und wies die Klage ab. 
Der BFH sah dies jedoch anders. Für die Ermittlung des Gewinns oder Verlusts aus einem privaten 
Veräußerungsgeschäft sei der tatsächliche Veräußerungspreis maßgebend, unabhängig davon, 
wann er zu entrichten sei. Im Streitfall sei der Gesamtverlust in Höhe von 67.000 € unstrittig. Für 
welches Kalenderjahr der Gewinn oder Verlust aus dem privaten Veräußerungsgeschäft erfasst 
werde, sei gemäß der BFH-Rechtsprechung nach dem Zufluss des Veräußerungserlöses zu beur-
teilen. Bei zeitlicher Streckung des Veräußerungserlöses werde der Veräußerungspreis daher in 
mehreren Veranlagungszeiträumen erfasst. In Verlustfällen entstehe insofern mit dem Zufluss des 
jeweiligen Teilbetrags der Verlust anteilig und falle entsprechend nach dem Verhältnis der Teilzahl-
ungsbeträge zum Gesamtveräußerungserlös in den jeweiligen Veranlagungszeiträumen der Zah-
lungszuflüsse an.  
Der BFH ordnete die Änderung der angefochtenen Verlustfeststellung dahingehend an, als dass für 
das Jahr 2007 ein Verlust i.H.v. 26.900 € festzustellen war. Der in 2007 zugeflossene Teilzahlungs-
betrag von 50.000 € entspreche einem Anteil von 40 % des Veräußerungserlöses von 125.000 €, so 
dass der Verlustanteil für 2007 entsprechend 26.900 € (40 % von 67.000 €) betrage. Dementspre-
chend sei der Verlustanteil in 2008 in Höhe von 4.800 € (7 %) und in 2009 in Höhe von 35.400 € (53 
%) anzusetzen. 
 
Hinweis:  
Der BFH hat in dem Urteil auch auf die in der Literatur unterschiedlichen Meinungen hingewiesen. 
Im Urteilsfall vertrat er jedoch die Auffassung, dass mit dem veranlagungsbezogenen Ausgleich 
zwischen den erwirtschafteten Einnahmen und den aufgewandten anteiligen Ausgaben eine dem 
Prinzip der finanziellen Leistungsfähigkeit folgende periodengerechte Leistungsfähigkeitsbemes-
sung nach dem objektiven Nettoprinzip eintritt.  
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Dies gelte nicht bei der Veräußerung von Beteiligungen, da der Gewinn oder Verlust daraus zu den 
Einkünften aus Gewerbebetrieb gehöre, für die nicht das Zuflussprinzip, sondern die Stichtagsbe-
wertung auf den Zeitpunkt der Gewinn- oder Verlustentstehung maßgebend sei. 
Quelle: BFH-Urteil vom 6. Dezember 2016, IX R 18/16, NWB Dok-ID: WAAAG-40817 

 
 

Kapitalvermögen 

Leerkäufer von Dividendenpapieren (cum/ex-Geschäfte) 

Das Finanzgericht Düsseldorf hat in einem jetzt veröffentlichten Urteil zur Frage Stellung genom-
men, ob dem Leerkäufer von im Rahmen von sogenannten cum/ex-Geschäften im Jahr 1990 ge-
handelten Dividendenpapieren ein Anspruch auf Anrechnung von Körperschaftsteuer und Kapitaler-
tragsteuer zusteht. 
Eine Steuerpflichtige erwarb kurz vor der Ausschüttung von Dividenden über zwischen-geschaltete 
Banken Wertpapiere (Aktien) von einem Börsenmakler, der seinerseits einen Leerverkauf tätigte. 
Noch am Tag des Erwerbs verkaufte die Klägerin die Wertpapiere zu einem niedrigeren Kurs (Ex-
Dividende) über dieselbe zwischengeschaltete Bank an den Börsenmakler zurück. Die Steuerpflich-
tige berücksichtigte die Kursverluste in ihren Betriebsergebnissen gewinnmindernd und erfasste die 
Dividenden-einnahmen zuzüglich der Steuergutschriften als Ertrag. Unter Vorlage von Dividenden-
abrechnungen und Steuerbescheinigungen begehrte sie die Anrechnung von Kapitalertragsteuer 
und Körperschaftsteuer. 
Das Finanzgericht Düsseldorf hat die Versagung der Anrechnung durch das beklagte Finanzamt 
bestätigt. Eine Steueranrechnung setze nach der Rechtslage des Jahres 1990 voraus, dass be-
stimmte Einnahmen (insbesondere Dividenden) erzielt würden. Dividenden erziele der Anteilseigner 
als derjenige, dem die Anteile im Zeitpunkt des Gewinnverteilungsbeschlusses zuzurechnen seien. 
Die Steuerpflichtige habe aber weder das zivilrechtliche noch das wirtschaftliche Eigentum an den 
Wertpapieren erworben. Der bloße Abschluss eines Kaufvertrages reiche hierfür nicht aus.  
Die rechtsgeschäftliche Übertragung von girosammelverwahrten Aktien setze u.a. die Vereinbarung 
eines Besitzmittlungsanspruchs zu der girosammelverwahrenden Stelle oder eines Besitzkonstituts 
voraus. Die Besitzverschaffung sei durch den Eigentümer zu veranlassen. Doch weder die zwi-
schengeschaltete Bank noch der Börsenmakler seien im Verkaufszeitpunkt Eigentümer gewesen. 
Ein gutgläubiger Erwerb scheide ebenfalls aus. 
Die Steuerpflichtige habe auch kein wirtschaftliches Eigentum an den Wertpapieren erworben, da 
sie aufgrund der getätigten formalen An- und Verkäufe keine Möglichkeit gehabt habe, wirtschaftlich 
über die durch die Aktien verkörperte Position des Anteilsinhabers zu verfügen. Insbesondere sei 
sie nicht in der Lage gewesen, einen tatsächlichen Anteilseigner von einer Einwirkung auf die Antei-
le auszuschließen. Der potentielle Wille der Vertragspartner, den späteren Erfolg des Geschäfts 
herbeizuführen, reiche für die Begründung wirtschaftlichen Eigentums nicht aus. Dies gelte unge-
achtet der Frage, ob der Käufer der Aktien erkennen konnte, ob er die Wertpapiere von einem Be-
standsverkäufer oder von einem Leerverkäufer erworben habe. Eine Person, die nichts in der Hand 
habe als einen schuldrechtlichen Lieferanspruch gegen einen Nichteigentümer, könne nicht als wirt-
schaftlicher Eigentümer der Wertpapiere angesehen werden. 
 
Hinweis:  
Das Finanzgericht Düsseldorf hat die Revision zum Bundesfinanzhof wegen grundsätzlicher Bedeu-
tung zugelassen. 
Quelle: FG Düsseldorf, Urteil vom 12. Dezember 2016, 6 K 1544/11 K,AO, Pressemitteilung des FG Düsseldorf vom 6. März 2016, 
www.fg-duesseldorf.nrw.de 
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Außergewöhnliche Belastungen 

Berechnung der zumutbaren    Eigenbelastung 

Aufwendungen für außergewöhnliche Belastungen, wie z.B. Krankheitskosten, wirken sich steuer-
lich nur aus, wenn die sogenannte zumutbare Eigenbelastung überschritten wurde.  
Die Höhe der zumutbaren Eigenbelastung ist von den Familienverhältnissen und dem Einkommen 
abhängig und stellt sich wie folgt dar:   
 
Zumutbare Belastung  
Gesamtbetrag der 
Einkünfte in € 

bis 
15.340 

bis 
51.130 

über 
51.130 

Ledige ohne Kinder  5 % 6 % 7 % 
Verheiratete ohne 
Kinder 

4 % 5 % 6 % 

Steuerpflichtige mit 
1 - 2 Kindern 

2 % 3 % 4 % 

Steuerpflichtige ab 
3 Kinder 

1 % 1 % 2 % 

 
Aufgrund der Verwaltungsauffassung, welche bisher von der Rechtsprechung gebilligt wurde, wurde 
das Gesetz so interpretiert, dass beim Überschreiten einer Einkommensgrenze der höhere Prozent-
satz auf den gesamten Gesamtbetrag der Einkünfte anzuwenden ist. 
Diese Auffassung hat der BFH nun verworfen und wendet eine stufenweise Berechnung der zumut-
baren Belastung an, wonach nur der Teil des Gesamtbetrages der Einkünfte dem höheren Prozent-
satz zu unterwerfen ist, welcher die Einkommensschwelle überschreitet.  
Im verhandelten Streitfall begehrte der Steuerpflichtige mit seiner Klage eigentlich, seine von ihm 
getragenen Altersvorsorgeaufwendungen vollständig bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage 
für die zumutbare Eigenbelastung zu kürzen und nicht nur in dem Umfang wie es bei der Ermittlung 
des Gesamtbetrags der Einkünfte erfolgt.  
Er begründete dies mit einer verfassungsrechtlichen Ungleichbehandlung gegenüber Beamten, 
welche ihre Altersvorsorgeaufwendungen nicht zunächst als Lohnbestandteil zugerechnet bekom-
men und diese anschließend als Beiträge an eine Altersvorsorgeeinrichtung abzuführen haben, 
sondern ihren  Pensionsanspruch dadurch erwerben, dass ihre Bezüge in der aktiven Dienstzeit 
niedriger angesetzt werden.  
Diese Auffassung teilte der BFH jedoch nicht. Er sah in der Berechnung der zumutbaren Eigenbe-
lastung anhand des Gesamtbetrages der Einkünfte keinen Verstoß gegen das Grundgesetz. Im Er-
gebnis ermittelte der BFH dennoch eine niedrigere zumutbare Belastung, indem er entgegen der 
Verwaltungsauffassung eine stufenweise Ermittlung der zumutbaren Eigenbelastung vornahm.   
Im Streitfall erzielten die verheirateten Steuerpflichtigen, welche Eltern eines Kindes sind, einen Ge-
samtbetrag der Einkünfte in Höhe von 51.835 €. Während das Finanzamt eine zumutbare Eigenbe-
lastung von 2.073,40 € (51.835 € x 4 %) ermittelte, kam der BFH zu dem folgenden Ergebnis:  
 
bis 15.340 2 %    306,80 € (15.340 x 2 %)  
bis 51.130 3 % 1.073,70 € (35.790 x 3 %) 
über 51.130 4 %      28,20 € (     705 x 4 %) 
Zumutbare Belastung 1.408,70 € 

 
Somit ließ der BFH im Ergebnis 664 € mehr zum Abzug als außergewöhnliche Belastung zu. Diese 
Auslegung werde dem Zweck der Vorschrift gerecht, so der der BFH. Der Ansatz einer zumutbaren 
Belastung sei zwar dem Grunde nach nicht zu beanstanden, er müsse jedoch schrittweise in folge-
richtig gestalteten Übergängen geschehen. Die bisherige Auslegung der Vorschrift führe indes in 
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manchen Fällen zu Grenzsteuersätzen, die mit dem Ziel einer Einkommensbesteuerung nach der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit nicht zu vereinbaren seien 
 
Hinweis:  
Durch dieses Grundsatzurteil des BFH werden sich die außergewöhnlichen Belastungen der Steu-
erpflichtigen im erhöhten Maße steuerlich auswirken, was zu nicht unbeachtlichen Steuerausfällen 
auf Seiten des Fiskus führen wird. Es bleibt daher abzuwarten, wie die Finanzverwaltung und der 
Gesetzgeber hierauf reagieren werden.  
Bis dahin sind alle Steuerbescheide, in denen die die zumutbare Eigenbelastung aufgrund der bis-
her geltenden Verwaltungsauffassung erlassen wurden, offen zu halten. Auch in der Steuererklä-
rungssoftware müssen die Anbieter das Urteil noch umsetzen.  
Quelle: BFH-Urteil vom 19. Januar 2017, VI R 75/14, NWB Dok-ID: GAAAG-41508 

 

Umsatzsteuer 

Umsatzsteuerliche Organschaft endet bei Insolvenzeröffnung 

Keine Unternehmer im Sinne des Umsatzsteuergesetzes sind juristische Personen, die Weisungen 
eines anderen Unternehmers befolgen müssen und finanziell, wirtschaftlich und organisatorisch in 
das andere Unternehmen (Organträger) eingegliedert sind. Solche abhängigen und weisungsge-
bundenen Unternehmen bezeichnet man als Organgesellschaften. Liegt eine derartige Organschaft 
vor, wird nur der Organträger als umsatzsteuerrechtlicher Unternehmer betrachtet. Der Organträger 
meldet sämtliche Umsatzsteuer und sämtliche Vorsteuerabzüge aller an der Organschaft beteiligten 
Unternehmen an. Die Organgesellschaften geben keine eigenen Umsatzsteuervoranmeldungen 
und -erklärungen ab. Umsätze zwischen den Unternehmen einer Organschaft sind nicht der Um-
satzsteuer zu unterwerfen. Diese Umsätze sind nichtsteuerbare Innenumsätze.  
Durch den BFH erging nun eine Grundsatzentscheidung dazu, was umsatzsteuerrechtlich ge-
schieht, wenn der Organträger und/oder eine (abhängige) Organgesellschaft Insolvenz anmeldet. 
Im Streitfall meldete eine GmbH, die Organträgerin war, Insolvenz an. Ihre sechs Tochtergesell-
schaften (Organgesellschaften) meldeten ebenfalls Insolvenz an. Es wurde ein Insolvenzverwalter 
für alle Gesellschaften bestellt. Dieser war jedoch nur „Sachwalter“, d. h. die Verwaltungs- und Ver-
fügungsbefugnis blieb, angeordnet durch das Insolvenzgericht, bei der jeweiligen Gesellschaft (sog. 
Eigenverwaltung). Die GmbH gab nach der Insolvenzeröffnung nur noch für sich selbst eine Um-
satzsteuervoranmeldung ab. Ihre ehemaligen Tochtergesell-schaften gaben eigene Umsatzsteuer-
voranmeldungen ab. Das Finanzamt fasste die Voranmeldungen zusammen. Es ging davon aus, 
dass die Organschaft auch nach Insolvenzeröffnung fortbestehe, da die Insolvenz in Eigenverwal-
tung vollzogen wurde und die Tochtergesellschaften weiterhin weisungsgebunden sowie finanziell, 
wirtschaftlich und organisatorisch abhängig seien. Nach erfolglosem Einspruch und Klage der 
GmbH, entschied der BFH im Revisionsverfahren Folgendes:  
Mit der Insolvenzeröffnung über das Vermögen des Organträgers endet die Organschaft. Grund ist, 
dass es kein einheitliches Insolvenzverfahren für den gesamten Organkreis gibt. Eine Insolvenz be-
treffe demnach nur das Vermögen einer Gesellschaft, hier das Vermögen der GmbH, nicht das 
Vermögen der Tochtergesellschaften. Umsatzsteuerforderungen und -ver-bindlichkeiten der Toch-
tergesellschaften beträfen nicht das Vermögen der GmbH. Die umsatzsteuerrechtliche Organschaft 
sei damit beendet. Im entgegengesetzten Fall ende die Organschaft auch damit, dass die Insolvenz 
einer Tochtergesellschaft eröffnet werde. In diesem Moment verwalte nämlich der Insolvenzverwal-
ter das Vermögen der Tochtergesell-schaft. Auch bei Eigenverwaltung habe die bis dahin herr-
schende Organträgerin keine Durchsetzungsgewalt mehr in der Tochtergesellschaft. Bei Eröffnung 
der Insolvenz einer Organgesellschaft endet die Organschaft also auf Grund der fehlenden Einglie-
derungsvoraussetzungen. 
Quelle: BFH-Urteil vom 15. Dezember 2016, V R 14/16, DStR 2017 S. 599. 
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Kleinunternehmerregelung im Gründungsjahr 

Unternehmer müssen keine Umsatzsteuer zahlen, wenn der Umsatz zuzüglich der darauf entfallen-
den Steuer im vorangegangenen Kalenderjahr 17.500 € nicht überstiegen hat und im laufenden Ka-
lenderjahr 50.000 € voraussichtlich nicht übersteigen wird (Kleinunternehmerregelung). Nimmt der 
Unternehmer seine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit im Laufe eines Kalenderjahres neu auf, ist 
laut BFH-Rechtsprechung im Jahr der Unternehmensgründung die (voraussichtliche) Umsatzgrenze 
von 17.500 € maßgebend und nicht die Grenze von 50.000 €.  
Dies war Anlass für einen Streit eines Unternehmers und dem Finanzamt vor dem Finanzgericht 
Thüringen, wobei es zentral um die Frage ging, ab welchem Jahr der Unternehmer seine unterneh-
merische Tätigkeit aufgenommen hatte und welche Umsatzgrenze daher maßgebend für die An-
wendung bzw. Nichtanwendung der Kleinunternehmerregelung war.  
Ein Steuerpflichtiger war auf der Grundlage eines Beratervertrages vom 04.01.2010 als Berater für 
seinen ehemaligen Arbeitgeber tätig und erzielte im Streitjahr 2010 Umsätze i.H.v. 32.880 €. Zuvor 
war er dort bis zum 31.12.2009 als Arbeitnehmer beschäftigt. Seine Einkommensteuererklärung 
2009 enthielt keinerlei Anlagen bzw. Hinweise auf eine eventuelle selbstständige Tätigkeit; auch ei-
ne Umsatzsteuererklärung reichte der Steuerpflichtige nicht ein. Erst mit der Einkommensteuerer-
klärung für 2010 erfuhr das Finanzamt von der selbstständigen Tätigkeit. Der Steuerpflichtige be-
gehrte mit seiner eingereichten Umsatzsteuererklärung 2010 die Anwendung der Kleinunternehmer-
regelung. Dem stimmte das Finanzamt nicht zu und setzte Umsatzsteuer i.H.v. 4.750 € fest. Es ver-
trat die Ansicht, dass der Steuerpflichtige die unternehmerische Tätigkeit erst im Jahr 2010 aufge-
nommen habe und somit nicht die Grenze von 50.000 € sondern die Grenze von 17.500 € maßge-
bend sei. Zu unterscheiden sei zwischen dem tatsächlichen Beginn der eigentlichen unternehmeri-
schen Tätigkeit und der Unternehmer-eigenschaft an sich. Zwar könne die Unternehmereigenschaft 
bereits vorher gegeben sein (z.B. im Zusammenhang mit Vorbereitungshandlungen), aber erst der 
tatsächliche Beginn der unternehmerischen Tätigkeit, verbunden mit dem ersten Erzielen von Um-
sätzen, ermögliche eine Einordnung als Kleinunternehmer. Der Steuerpflichtige war dagegen der 
Auffassung, es käme allein auf die Unternehmereigenschaft an, die bereits in 2009 mit seinen Vor-
bereitungshandlungen begonnen habe. 
Das Finanzgericht gab der Klage statt. Der Begriff des Unternehmers bzw. der unternehmerischen 
Tätigkeit könne nach Ansicht des BFH – entgegen der Auffassung des Finanzamts – bei der Ausle-
gung der Kleinunternehmerregelung nicht anders gesehen werden als bei der Auslegung der Rege-
lungen zum Vorsteuerabzug. Der BFH halte die Anwendung der Kleinunternehmerbesteuerung im 
Folgejahr für möglich, wenn der Umsatz in diesem Jahr 50.000 € nicht übersteige und wenn der 
Umsatz im Jahr der Vorbereitung 0 € bis maximal 17.500 € betragen habe. Dem habe sich auch die 
OFD Frankfurt ausdrücklich angeschlossen.  
Wegen dieser Grundsätze folgte das Finanzgericht nicht der Ansicht des Finanzamtes, es käme auf 
die Ausführung tatsächlicher Umsätze an, welche unstreitig erst 2010 erfolgt waren. Vielmehr sei 
der Steuerpflichtige aufgrund von Vorbereitungshandlungen bereits 2009 Unternehmer gewesen 
und somit sei 2009 als Erstjahr i.S. der Kleinunternehmerregelung anzusehen. 
Da im Streitfall die Umsätze im Erstjahr 2009 mit 0 € unter 17.500 € und im Streitjahr 2010 unter 
50.000 € gelegen haben, sei für 2010 die Kleinunternehmerregelung anwendbar gewesen. 
Quelle: Thüringer FG, Urteil vom 11. Januar 2017, 3 K 758/15, EFG 2017 S. 525 

 
 

Erbschaftsteuer 

Schenkungsteuer bei leiblichem, aber nicht rechtlichem Vater  

Bei einer Geldschenkung des leiblichen (biologischen) Vaters an seine leibliche Tochter greift bei 
der Schenkungsteuer die günstige Steuerklasse I mit dem persönlichen Freibetrag von 400.000 € 
auch dann ein, wenn der biologische Vater nicht gleichzeitig der rechtliche Vater ist - so das Hessi-
sche Finanzgericht. 
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Im Streitfall hatte der biologische Vater im Jahr 2016 seiner Tochter einen Geldbetrag zugewandt. 
Die Tochter war durch einen Seitensprung entstanden und beide Elternteile waren nunmehr jeweils 
mit einem anderen Ehepartner verheiratet. Entsprechend den gesetzlichen Vorgaben wurde der 
Ehemann der Mutter automatisch rechtlicher Vater der Tochter. Der leibliche Vater hatte aber die 
Vaterschaft anerkannt und durch eine Genuntersuchung belegt. Das Finanzamt setzte Schenkung-
steuer unter Berücksichtigung der ungünstigen Steuerklasse III fest. Die Anwendung der Steuer-
klasse I sei nicht möglich, da eine rechtliche Vaterschaft zum Ehemann der leiblichen Mutter beste-
he, die zivilrechtlich die rechtliche Anerkennung der Vaterschaft des biologischen Vaters ausschlie-
ße. 
Das Hessische Finanzgericht gab der Klage statt, da es sich vorliegend um die Zuwendung an ein 
Kind im Sinne der Steuerklasse I des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes (ErbStG) 
handele. Die vom Finanzamt vorgenommene, einschränkende Auslegung des Begriffs „Kind“ auf 
Abkömmlinge eines Vaters im Sinne des BGB sei weder nach Sinn und Zweck der Regelung noch 
vom Wortlaut her zwingend. Sie trage auch den Grundsätzen der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts sowie des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte nicht hinreichend 
Rechnung. Der Gesetzgeber habe im Jahre 2013 für den Bereich des Familienrechts den „leibli-
chen, nicht rechtlichen Vater“ als eine Ausprägung der Vaterschaft anerkannt und ihm als biologi-
schen Vater eigene Rechte zugesprochen. Auch unter Berücksichtigung der dieser Gesetzesände-
rung vorangegangen Rechtsprechungsentwicklung sei es sachgerecht, die zivilrechtliche Entwick-
lung auf den Bereich des Schenkungsteuerrechts zu übertragen. Dass Pflegekinder nicht in die 
Steuerklasse I fielen, sei vorliegend nicht entscheidend. Die Berücksichtigung der beschenkten 
Tochter als Kind sei jedenfalls wegen ihrer natürlichen verwandtschaftlichen Beziehungen zum bio-
logischen Vater geboten. 
 
Hinweis:  
Das Hessische Finanzgericht hat die Revision zur Fortbildung des Rechts und zur Sicherung einer 
einheitlichen Rechtsprechung zugelassen. Das letzte Wort hat nun der BFH.  
Quelle: FG Hessen, Pressemitteilung vom 17. Februar 2017 zum Urteil vom 15. Dezember 2016, 1 K 1507/17, Revision eingelegt (Az. 
des BFH: II R 5/17), https://fg-kassel-justiz.hessen.de 

 

 


